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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Ureil des Sozialgericht MÃ¼nchen vom 10.
April 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der am 1958 geborene KlÃ¤ger erlitt nach seinen Angaben in der Unfallanzeige am
13.04.1996 eine Verletzung am linken Oberarm, als er beim Transport einer
schweren TÃ¼re "etwas habe anheben wollen".

Der Durchgangsarzt, der Chirurg Dr.P. , den der KlÃ¤ger am nÃ¤chsten Tag
aufsuchte, diagnostizierte eine distale Bizepssehnenruptur links. Der KlÃ¤ger hatte
angegeben, beim Anheben einer ca. 200 kg schweren Kiste habe er einen Schlag im
linken Ellenbogengelenk verspÃ¼rt und die Arbeit eingestellt.

Nach stationÃ¤rem Aufenthalt im Krankenhaus P. vom 14.04. bis 16.04.1996 wurde
der KlÃ¤ger vom 16.04. bis 24.04.1996 im Klinikum R. stationÃ¤r behandelt. Der
Unfallchirurg Dr.H. diagnostizierte einen Ausriss der distalen Bizepssehne links. Bei
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der Operation am 16.04.1996 zeigte sich eine frische Ruptur. Die Neurologin S. vom
Klinikum R. berichtete am 14.06.1996, es sei zu einer NervenlÃ¤sion gekommen.
Ein eindeutiger Nachweis einer SchÃ¤digung der motorischen Anteile der Nerven sei
nicht gegeben. Am 21.06.1996 erklÃ¤rte der Chirurg Dr.S. vom Klinikum R. , es
bestehe eine postoperative SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung. Der Befund sei rÃ¼cklÃ¤ufig.
Die Neurologin S. stellte am 24.06.1996 im Unterschied zur Voruntersuchung vom
11.06.1996 im Wesentlichen unauffÃ¤llige elektromyographische Befunde fest.
Zeichen einer frischen neurogenen SchÃ¤digung fanden sich nicht, sondern die
Befunde wiesen auf eine Ã¤ltere neurogene SchÃ¤digung hin.

Im Gutachten vom 09.12.1996 fÃ¼hrte der Chirurg Dr.S. vom Klinikum R. aus, der
KlÃ¤ger gebe an, er habe am 13.04.1996 beim Anheben einer ca. 200 kg schweren
Kiste einen Schlag im linken Ellenbogengelenk gespÃ¼rt. Er sei LinkshÃ¤nder. Er
habe die Last mit ausgestrecktem Arm angehoben, die Kiste sei nicht in Bewegung
gewesen. UrsÃ¤chlich fÃ¼r den unteren Bizepssehnenriss am linken Ellenbogen sei
mit Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit der behauptete Unfall. Im Gegensatz zum
oberen Riss habe der ellenbogennahe untere Bizepssehnenriss mit
VerschleiÃ�prozessen kaum etwas zu tun; Unfallmechanismus sei immer eine
plÃ¶tzliche und unerwartete Dehnung des stark kontrahierten Muskels. Jetzt
bestÃ¼nden SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen am Unterarm radialseitig sowie am Daumen
mit Besserungstendenz. EingeschrÃ¤nkt seien die Beweglichkeit im Ellenbogen,
insbesondere auch bei Umkehrbewegung, sowie im Handgelenk. Die MdE sei mit 20
v.H. zu bewerten. Dabei sei eine MdE von 10 v.H. auf neurologischem Gebiet
berÃ¼cksichtigt.

Die Neurologin S. fÃ¼hrte im Gutachten vom 10.01.1997 aus, der KlÃ¤ger gebe an,
er habe die TÃ¼r einer RÃ¤ucherkammer mit einem Gewicht von etwa 200 kg
angehoben. Dabei habe er einen plÃ¶tzlichen Schlag bzw. eine Art Riss am linken
Arm und dann einen brennenden Schmerz am linken Oberarm verspÃ¼rt. Er habe
nicht mehr weiterarbeiten kÃ¶nnen. Der neurologische Befund sei gekennzeichnet
durch eine SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung mit TaubheitsgefÃ¼hl, Minderung der
Schmerzempfindung und leichten Miss- empfindungen im Bereich des linken
Unterarms sowie in geringerem AusmaÃ� am Daumen und der angrenzenden
streckseitigen HandflÃ¤che. Eine EinschrÃ¤nkung der Supinationsbewegung des
Unterarms und der Hand sowie eine endgradig schmerzhaft eingeschrÃ¤nkte
Beugung des linken Unterarmes lÃ¤gen vor. Bei Streckung der Finger und der Hand
wÃ¼rden Schmerzen im Bereich des Ellenbogens angegeben, das AusmaÃ� der
Handstreckung sei leicht eingeschrÃ¤nkt. Durch den Unfall sei es zu einer
SchÃ¤digung sensibler Nerven gekommen. Es sei denkbar, dass ein Nerv durch die
Sehnenruptur selbst geschÃ¤digt worden sei. Ein solcher Mechanismus werde aber
in der Literatur nicht erwÃ¤hnt. AuÃ�erdem sei die SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung am
Unterarm nicht unmittelbar posttraumatisch aufgetreten. MÃ¶glicherweise seien
durch die Narbenbildung Nerven lÃ¤diert worden. AuÃ�erdem seien Nerven sensibel
und motorisch, wahrscheinlich durch die bei der operativen Versorgung
notwendigen Manipulationen, geschÃ¤digt. Die deutliche EinschrÃ¤nkung der
Supinationsbewegung, die neben den belastungsabhÃ¤ngigen Schmerzen wohl am
meisten einschrÃ¤nkend bei der TÃ¤tigkeit sei, scheine eher mechanisch bedingt
und nicht Folge einer NervenlÃ¤sion. Eine motorische SchwÃ¤che sei nicht

                               2 / 7



 

festzustellen. Die MdE auf neurologischem Gebiet sei mit 10 v.H. einzuschÃ¤tzen.

Mit Bescheid vom 01.04.1997 erkannte die Beklagte den Unfall als Arbeitsunfall an
und gewÃ¤hrte Rente nach einer MdE von 20 v.H. wegen der Unfallfolgen:

Beugehemmung des Ellenbogengelenkes um 10 Grad, EinschrÃ¤nkung der
UnterarmauswÃ¤rts-/einwÃ¤rtsdrehung um 70 bzw. 30 Grad, endgradige
BewegungseinschrÃ¤nkung im Handgelenk sowie geringe restliche
HausgefÃ¼hlsstÃ¶rungen am Unterarm und Daumen nach operativ versorgtem,
kÃ¶rperfernen Bizepssehnenriss links mit NerventeilschÃ¤digung.

Der Chirurg Dr.S. kam im Gutachten vom 13.11.1997 zu dem Ergebnis, es
bestÃ¼nden als Unfallfolgen ein mit EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit des linken
Ellenbogens sowie verminderter Belastbarkeit des linken Armes ausgeheilter Riss
des kÃ¶rperfernen Bizepssehnenansatzes und eine SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung am
linken Unterarm. Eine wesentliche Ã�nderung zum Vorbefund vom 05.12. 1996 sei
nicht gegeben, die MdE sei weiterhin mit 20 v.H. zu bewerten.

Hierzu nahm der Chirurg Dr.L. am 19.12.1997 Stellung und fÃ¼hrte aus, es bestehe
nur eine geringfÃ¼gige EinschrÃ¤nkung der Schultergelenksbeweglichkeit in einer
Bewegungsebene. Die BewegungseinschrÃ¤nkungen im Ellenbogengelenk seien bei
Streckung und Beugung endgradig, die AuswÃ¤rtsdrehung zeige sich noch deutlich
eingeschrÃ¤nkt. SÃ¤mtliche anderen Gelenke der Hand funktionierten vollstÃ¤ndig,
wobei die EinschrÃ¤nkung der Daumenbeweglichkeit durch die Verletzung keine
ErklÃ¤rung finde. Eine MdE komme daher nicht zustande.

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers, der zu bedenken gab, die
Unterarmdrehbeweglichkeit habe sich nicht verbessert, auch nicht der Zustand des
linken Handgelenkes, nach wie vor bestÃ¼nden ein TaubheitsgefÃ¼hl im Bereich
des Unterarms und Daumens sowie eine erhebliche BewegungseinschrÃ¤nkung am
linken Ellenbogengelenk, lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 19.01.1998 die
GewÃ¤hrung einer Rente auf unbestimmte Zeit ab und entzog die Rente als
vorlÃ¤ufige EntschÃ¤digung mit Ablauf des Monats Januar 1998. Es bestÃ¼nden
noch als Unfallfolgen:

Endgradige Beugehemmung des Ellenbogengelenks, mÃ¤Ã�ige EinschrÃ¤nkung der
Unterarmdrehung sowie geringe HausgefÃ¼hlsstÃ¶rungen am Unterarm und
Daumen nach operativ versorgtem kÃ¶rperfernen Bizepssehnenriss links mit
NervenschÃ¤digung.

Der KlÃ¤ger legte hiergegen am 16.02.1998 Widerspruch ein.

Der Unfallchirurg und OrthopÃ¤de Prof.Dr.W. erklÃ¤rte im Gutachten vom
31.03.1998, es bestÃ¼nden noch eine Schwellung am kÃ¶rperfernen Oberarm,
Ellenbogen und kÃ¶rpernahen Unterarm links, eine druckschmerzhafte Narbe
Ã¼ber der Ellenbeuge, Druckschmerz Ã¼ber der Beugeseite des kÃ¶rpernahen
Unterarms entsprechend der Knochenneubildung der Speiche, eine
Funktionsminderung im Schultergelenk, schmerzhafte Funktionsminderung im
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Ellenbogengelenk besonders bei AuÃ�endrehung, Funktionsminderung im
Handgelenk, Minderung der Kraft besonders bei der Beugung im Ellenbogengelenk
und beim Faustschluss, GefÃ¼hlsminderung am Unterarm speichenseits, am
kÃ¶rperfernen Oberarm beugeseits und nach kÃ¶rperfern bis zum Endgelenk des
Daumens streckseitig reichend; radiologisch: Knochenneubildung Ã¼ber der
kÃ¶rpernahen Speiche, Knochenanker in der Speiche. Die MdE sei mit 20 v.H. zu
bewerten.

In der Stellungnahme vom 30.09.1998 erlÃ¤uterte Prof.Dr.W. , es seien nicht
unerhebliche UnfallfolgezustÃ¤nde zu berÃ¼cksichtigen. So habe der KlÃ¤ger eine
druckschmerzhafte Knochenneubildung Ã¼ber der Speiche. DarÃ¼ber hinaus
bestÃ¼nden eine Kraftminderung bei der Beugung im Ellenbogengelenk und beim
Faustschluss. Besonders zu erwÃ¤hnen seien die GefÃ¼hlsstÃ¶rungen am Ober-
und Unterarm, die bis zum Endgelenk des Daumens streckseitig reichten. Die MdE
sei mit 20 v.H. zu bewerten.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 16.11.1998
zurÃ¼ck. Die Unfallfolgen bedingten eine MdE in rentenberechtigendem Grade ab
01.02.1998 nicht mehr. Das gelte auch unter BerÃ¼cksichtigung der von Prof.Dr.W.
getroffenen Beurteilung. Sie sei nÃ¤mlich nicht schlÃ¼ssig, entspreche nicht den
Ã¼blichen Beurteilungskriterien, und selbst wenn man EmpfindungsstÃ¶rungen und
einen Reizzustand an der Sehnenansatzstelle nach Operation berÃ¼cksichtige,
seien die sich daraus ergebenden funktionellen BeeintrÃ¤chtigungen keineswegs so
weitgehend wie z.B. bei einer vÃ¶lligen Aufhebung der DrehfÃ¤higkeit, die in aller
Regel mit einer MdE von 20 v.H. bewertet werde.

Hiergegen hat sich die Klage vom 21.12.1998 gerichtet, zu deren BegrÃ¼ndung der
KlÃ¤ger auf das Gutachten des Prof.Dr.W. hingewiesen hat. Gerade die
AuswÃ¤rtsdrehung sei bei seiner beruflichen TÃ¤tigkeit besonders wichtig.

Die Beklagte hat hierzu ausgefÃ¼hrt, sie habe berÃ¼cksichtigt, dass eine deutliche
BewegungseinschrÃ¤nkung bei der AuswÃ¤rtsdrehung vorliege. Nach den
maÃ�geblichen Beurteilungskriterien verursache aber erst die Aufhebung der
Unterarmdrehbewegung in einer EinwÃ¤rtsdrehstellung von 70 Grad eine MdE von
20 v.H. Von einem solchen Zustand kÃ¶nne beim KlÃ¤ger nicht die Rede sein. Das
BewegungsausmaÃ� habe bei der Untersuchung am 25.03.1998 immerhin 95 Grad
betragen. Eine besondere BeeintrÃ¤chtigung im Beruf des Metzgers sei nach den in
der gesetzlichen Unfallversicherung Ã¼blichen Beurteilungskriterien nicht zu
berÃ¼cksichtigen. Entscheidend sei vielmehr das gesamte Gebiet des
Erwerbslebens. RÃ¶ntgenologische VerÃ¤nderungen seien ohne Bedeutung,
solange sie sich nicht auf die Funktion auswirkten.

Der vom Sozialgericht zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte Unfallchirurg
Dr.L. hat im Gutachten vom 10.08.2001 ausgefÃ¼hrt, die muskulÃ¤re Situation im
Bereich der linken oberen ExtremitÃ¤t mit fehlender SchonungsverschmÃ¤chtigung,
der Verarbeitungszustand beider HÃ¤nde sowie das bei der Untersuchung gezeigte
Kraftmuster der HÃ¤nde lieÃ�en auf eine volle FunktionsfÃ¤higkeit des linken
Armes schlieÃ�en. Das Funktionsdefizit am Ellenbogengelenk sei mÃ¤Ã�iggradig, an
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Schulter- und Handgelenk bestehe kein Funktionsdefizit. Unter Einbeziehung der
unzweifelhaft bestehenden neurologischen sensiblen Defizite â�� eine motorische
SchÃ¤digung sei nicht gegeben â�� sei eine MdE von 15 v.H. gegeben.

Mit Urteil vom 10.04.2002 hat das SG die Klage abgewiesen und sich dabei im
Wesentlichen auf die AusfÃ¼hrungen von Dr.L. gestÃ¼tzt.

Zur BegrÃ¼ndung der Berufung vom 27.05.2002 machte der KlÃ¤ger geltend, unter
BerÃ¼cksichtigung der Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit sei
eine BewegungseinschrÃ¤nkung auf der Grenze zwischen geringgradig und
stÃ¤rkergradig mit einer MdE von 15 v.H. zu bewerten. ZusÃ¤tzlich seien aber die
Schmerzen am linken Arm zu berÃ¼cksichtigen. Daher sei eine MdE von 20 v.H.
gegeben.

Die Beklagte erklÃ¤rte hierzu, die Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit fÃ¤nden im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung keine
Anwendung. Auch der Hinweis auf vorhandene Schmerzen rechtfertige keine andere
Beurteilung der MdE. Ã�ber das Ã¼bliche und in den Beurteilungsgrundlagen
berÃ¼cksichtigte Schmerzempfinden hinausgehende BeeintrÃ¤chtigungen lieÃ�en
sich aus den AusfÃ¼hrungen der Gutachter nicht erkennen.

Der KlÃ¤ger stellt den Antrag, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
10.04.2002 sowie den Bescheid vom 19.01.1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 16.11.1998 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Verletztenrente in HÃ¶he von 20 v.H. der Vollrente zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Wesentlichen Inhalt der
beigezogenen Akte der Beklagten sowie der Klage- und Berufungsakte Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht
begrÃ¼ndet.

Die Entscheidung richtet sich nach den bis 31.12.1996 geltenden Vorschriften der
RVO, da der streitige Versicherungsfall vom 01.01.1997 eingetreten ist und Ã¼ber
einen daraus resultierenden Leistungsanspruch vor dem 01.01.1997 zu entscheiden
gewesen wÃ¤re (Â§Â§ 212, 214 Abs.3 SGB VII in Verbindung mit Â§ 580 RVO).

WÃ¤hrend der ersten drei Jahre nach dem Versicherungsfall soll der
UnfallversicherungstrÃ¤ger die Rente als vorlÃ¤ufige EntschÃ¤digung festsetzen.
Innerhalb dieses Zeitraums kann der Vomhundertsatz der MdE jederzeit ohne
RÃ¼cksicht auf die Dauer der VerÃ¤nderungen neu festgestellt werden (Â§ 1585
RVO). Bei der ersten Feststellung der Dauerrente kommt es ohne RÃ¼cksicht auf
die HÃ¶he der bisher gewÃ¤hrten vorlÃ¤ufigen Rente lediglich darauf an, wie hoch
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der Grad der MdE nach dem objektiven Befund der Unfallfolgen zur Zeit der
Rentenfeststellung zu schÃ¤tzen ist. Ob eine wesentliche Ã�nderung, eine
Besserung oder Verschlimmerung der Unfallfolgen eingetreten ist, braucht nicht
geprÃ¼ft zu werden (Â§ 1585 Abs.2 Satz 2 RVO). Dabei wird der nicht konsolidierte
Zustand berÃ¼cksichtigt. Die Voraussetzung einer wesentlichen Ã�nderung gilt hier
nicht.

Der Arbeitsunfall des KlÃ¤gers vom 13.04.1996 hat Ã¼ber den 31.01.1998 hinaus
keine bleibenden GesundheitsstÃ¶rungen, die eine MdE von wenigstens 20 v.H. der
Vollrente bedingen wÃ¼rden, zurÃ¼ckgelassen. Dies ergibt sich zur Ã�berzeugung
des Senats aus dem schlÃ¼ssigen Gutachten des Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen
Dr.L. , der nach ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers und Auswertung der
vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen im Gutachten vom 10.08.2001 erlÃ¤utert hat,
dass unter BerÃ¼cksichtigung aller bestehenden Unfallfolgen ab 01.02.1998 eine
MdE von 15 v.H. gegeben ist.

Bei der Beurteilung der durch den Unfall dauernd verursachten
GesundheitsstÃ¶rungen ist die muskulÃ¤re Situation im Bereich des linken Arms
von wesentlicher Bedeutung. Dr.L. hat festgestellt, dass bei
Schulterblattgleichstand eine hypertrophe SchultergÃ¼rtelmuskulatur von gutem
Grundtonus gegeben ist. Eine punktuelle Druckschmerzhaftigkeit bestand hier nicht.
Ebenso war bei der Untersuchung eine krÃ¤ftig und seitengleich angelegte Ober-
und Unterarmmuskulatur festzustellen. BerÃ¼cksichtigt man weiter die
seitengleiche Hohlhandbeschwielung sowie das Fehlen einer Atrophie der Daumen-
und Kleinfingerballenmuskulatur und das Kraftmuster, das rechts und links ohne
EinschrÃ¤nkung festzustellen war, so ist, wie Dr.L. betont, von einer vollen
FunktionsfÃ¤higkeit des Armes auszugehen.

MeÃ�technisch ist, wie Dr.L. erlÃ¤utert, ein mÃ¤Ã�iggradiges Funktionsdefizit des
linken Ellenbogengelenks gegeben. Die Beweglichkeit ist hinsichtlich der Beugung
leicht, hinsichtlich der DrehfÃ¤higkeit leicht bis mittelgradig eingeschrÃ¤nkt. Eine
kraftvolle Beugung des linken Ellenbogengelenks gegen Widerstand ist aber
mÃ¶glich. Schulter- und Handgelenk zeigten keine FunktionseinschrÃ¤nkungen.

Weiter besteht eine sensible, aber nicht motorische SchÃ¤digung des Ramus
superficialis des Nervus radialis, die als postoperative Komplikation gleichfalls auf
das Unfallgeschehen zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Auch unter BerÃ¼cksichtigung dieser
neurologischen sensiblen Defizite, auf die Dr.L. hinweist, ist eine hÃ¶here MdE als
15 v.H. nicht gegeben. Schmerzen sind in den Erfahrungswerten, die der MdE-
Bewertung zugrunde liegen, bereits mitberÃ¼cksichtigt. Dass beim KlÃ¤ger
Schmerzen, die Ã¼ber diesen Rahmen wesentlich hinausgingen, vorlÃ¤gen, ergibt
sich aus den von ihm vorgetragenen Klagen und aus den von Dr.L. erhobenen
Befunden nicht. Die arthralgieforme Symptomatik an beiden Ellenbogengelenken
ist, so Dr.L. , nicht nachvollziehbar. Da die Beschwerden auch an der unverletzten
Seite bestehen, ist zumindest ein Teil schon aus diesem Grund nicht als
unfallbedingt anzusehen.

Im Hinblick auf die beim KlÃ¤ger im Vergleich zu den Feststellungen von Dr. S. und
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der Neurologin S. eingetretene Besserung des Gesundheitszustandes und der
Unfallfolgen ab 01.02.1998 ist eine MdE von 15 v.H., dagegen nicht mehr von 20
v.H. gegeben.

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 03.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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